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Mit der Publikation von Stellungnahmen zu öffentlichen Anhörungen der parlamentarischen Gre-
mien des Bundes und der Länder oder zu aktuellen, zentralen Themen der Arbeitsmarktpolitik will 
das IAB der Fachöffentlichkeit und der externen Wissenschaft einen Einblick in seine wissenschaft-
liche Politikberatung geben. 

IAB intends to give professional circles and external researchers an insight into its scientific policy 
advisory services by publishing comments on the public hearings of parliamentary committees of 
the Federal Government and the Federal States and on current central topics of labour market 
policy. 
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Zusammenfassung  
Die vorliegende Stellungnahme bezieht sich auf die öffentliche Anhörung im Ausschuss für Inneres 
und Heimat des Deutschen Bundestages am 3.6.2019 zum Gesetzentwurf der Bundesregierung 
über Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung.  

Der Gesetzesentwurf der Bundesregierung über Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung führt 
den Begriff der „Ausbildungsduldung“ ein. Grundsätzlich ermöglicht diese Regelung eine Duldung 
während der Zeit der Ausbildung für Asylbewerber und Geduldete. Dies gilt für eine qualifizierte 
Berufsausbildung in einem staatlich anerkannten oder vergleichbar geregelten Ausbildungsberuf 
und – das soll neu eingeführt werden – auch für eine Assistenz- oder Helferausbildung, sofern sie 
an eine qualifizierte Berufsausbildung in einem Engpassberuf anschlussfähig ist, für diese qualifi-
zierte Berufsausbildung eine Ausbildungsplatzzusage vorliegt und der Bewerber diese absolvieren 
will. Allerdings ist die Ausbildungsduldung an anspruchsvolle Voraussetzungen geknüpft, wodurch 
der Kreis der Antragsberechtigten erheblich beschränkt und die Integration wahrscheinlich verzö-
gert würde. Da eine Duldung kein Aufenthaltstitel ist, bleibt die Rechtsunsicherheit zwangsläufig 
erhalten. Sinnvoller wäre die Erteilung einer befristeten Aufenthaltserlaubnis, die an Bedingungen 
geknüpft ist. Das würde für die Arbeitgeber und die Personen, die diese Regelung in Anspruch neh-
men, die notwendige Rechtssicherheit herstellen. Der Gesetzentwurf führt weiterhin den Tatbe-
stand der „Beschäftigungsduldung“ ein. Diese kann für eine Frist von 30 Monaten erteilt werden, 
wenn eine Reihe von Voraussetzungen wie beispielsweise das Bestreiten des Lebensunterhalts, 
Deutschkenntnisse oder der Nachweis einer sozialversicherungspflichtigen Erwerbstätigkeit mit 
mindestens 35 Wochenstunden in den letzten 18 Monaten vorliegen. Die Kriterien für die Beschäf-
tigungsduldung sind grundsätzlich sinnvoll und entsprechen dem, was von gut integrierten Perso-
nen zu erwarten ist. Die Inanspruchnahme der 30-monatigen Duldung dürfte gering ausfallen, weil 
sie weder für die Betroffenen noch für die Arbeitgeber eine längerfristige Rechtssicherheit her-
stellt. Die grundlegende Alternative wäre ein tatsächlicher „Spurwechsel“, also das Erteilen einer 
befristeten Aufenthaltserlaubnis, deren Verlängerung an Auflagen gebunden ist. Damit würde die 
notwendige Rechtssicherheit für alle Seiten hergestellt und der Übergang in das reguläre Aufent-
haltsrecht vollzogen. Um vermeintliche „Pull-Effekte“ zu verhindern, hätte sich das Instrument der 
Stichtagsregelung angeboten, das heißt, man hätte diese Regelung nur für Personen eingeführt, 
die vor einem bestimmten Stichtag (zum Beispiel den 31.12.2017) nach Deutschland zugezogen 
sind.  

Die Anträge der Bundestagsfraktionen machen teils weitergehende Vorschläge zur Neugestaltung 
des Asylrechts und der Steuerung der humanitären Migration. So schlägt die FDP-Fraktion als auch 
die Fraktion Bündnis 90/ DIE GRÜNEN und die Fraktion DIE LINKE einen „Spurwechsel“ aus dem 
Asylverfahren oder einem vorübergehend zu gewährenden humanitären Schutzstatus in die Ein-
wanderung in den Arbeitsmarkt vor. Im Gegensatz zum Antrag der FDP-Fraktion, werden die Krite-
rien für einen solchen Spurwechsel in den Anträgen der Fraktionen von Bündnis 90/DIE GRÜNEN 
und DIE LINKE nicht näher ausgeführt. 
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Abstract  
This statement refers to the public hearing in the Committee for Internal Affairs and Community of 
the German Bundestag at 3 June 2019 on the Federal Government's draft bill on tolerated asylum 
seekers being in training and employment.  

The Federal Government's draft law introduces the term "training toleration". In principle, this 
provision allows toleration during the training period for asylum-seekers and tolerated persons. 
This applies to vocational training in a state-recognised or comparably regulated training occupa-
tion. For the first time a “training toleration” is to be introduced also to assistant training if it can 
be connected to qualified vocational training in a bottleneck occupation, and if there is a training 
place commitment for such a qualified vocational training position. However, the toleration of 
training is linked to demanding requirements, which would considerably restrict the group of eli-
gible applicants. As toleration is not a residence permit, legal uncertainty continues. It would make 
more sense to issue a temporary residence permit subject to determined conditions. This would 
provide the necessary legal certainty for employers and for those who make use of it. The draft law 
continues to introduce the provision of "toleration of employment". This is granted for a period of 
30 months if a number of conditions such as the need to earn a living, knowledge of German profi-
ciency or proof of gainful employment subject to social insurance with at least 35 hours per week 
in the last 18 months are met. The criteria for employment toleration are reasonable and corre-
spond to what can be expected from well-integrated persons. The use of the 30-month toleration 
is likely to be low because it does not provide long-term legal certainty either for the persons con-
cerned or for the employer. The fundamental alternative would be an actual "lane change", i.e. the 
granting of a temporary residence permit whose extension would be subject to determined condi-
tions. This would create the necessary legal certainty for all parties and a way to transit to the reg-
ular right of residence. In order to prevent alleged "pull effects", the instrument of “a reference 
date regulation” would have been appropriate, i.e. this regulation would have been introduced for 
persons who moved to Germany before a certain date (e.g. 31 December 2017). 

The motions of the different parliamentary groups in the Bundestag make partly more far-reaching 
proposals to reorganize the law concerning asylum as well as the management of humanitarian 
migration. The parliamentary groups of the FDP, Bündnis 90/DIE GRÜNEN and DIE LINKE are pro-
posing a "lane change" from the asylum or a temporary humanitarian protection status into a la-
bour migrant status. In contrast to the proposal of the FDP, the criteria and conditions for such a 
“lane change” are not set out in more detail in the proposals of the parliamentary groups of 
Bündnis 90/DIE GRÜNEN and DIE LINKE. 
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1 Gesetzentwurf der Bundesregierung 
Entwurf eines Gesetzes über Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung 

BT-Drucksache 19/8286 vom 13.03.2019 

1.1 Ausbildungsduldung  

1.1.1 Darstellung des Sachverhalts 

Der Gesetzesentwurf der Bundesregierung über Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung führt 
den Begriff der „Ausbildungsduldung“ ein (§ 60b AufenthG-E), der in Verbindung mit  
§ 19d AufenthG-E die alten Regelungen zur Ausbildung im Aufenthaltsgesetz („3+2“-Regelung) er-
setzt. Grundsätzlich ermöglicht diese Regelung eine Duldung während der Zeit der Ausbildung für 
Asylbewerber und Geduldete. Dies gilt für eine qualifizierte Berufsausbildung in einem staatlich 
anerkannten oder vergleichbar geregelten Ausbildungsberuf und – das soll neu eingeführt wer-
den – auch für eine Assistenz- oder Helferausbildung, sofern sie an eine qualifizierte Berufsausbil-
dung in einem Engpassberuf anschlussfähig ist, für diese qualifizierte Berufsausbildung eine Aus-
bildungsplatzzusage vorliegt und der Bewerber diese absolvieren will. 

Allerdings ist die Ausbildungsduldung an anspruchsvolle Voraussetzungen geknüpft: 

• Geduldete müssen mindestens sechs Monate im Besitz einer Duldung sein; 

• Es dürfen keine konkreten Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung bevorstehen, darunter 
auch eine Rückführung nach dem Dublin-Abkommen; 

• Geduldete müssen alle erforderlichen und zumutbaren Maßnahmen für die Identitätsklärung 
ergriffen haben; 

• Personen aus sicheren Herkunftsstaaten müssen einen Asylantrag bis zum 31.12.2015 gestellt 
haben, Asylanträge nach dem 31.12.2015 dürfen nicht abgelehnt oder zurückgezogen worden 
sein. 

Neu ist, dass die konkreten Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung spezifiziert wurden und dass 
die Identität geklärt sein muss beziehungsweise alle zumutbaren Maßnahmen zur Identitätsfest-
stellung ergriffen wurden. Die Feststellung der Identität ist in der Praxis, auch wenn sich die Be-
troffenen aktiv um eine Klärung bemühen, schwer zu erfüllen, weil viele Herkunftsstaaten bei der 
Identitätsfeststellung nicht mitwirken. Insofern können diese Maßnahmen eine Ausbildungsdul-
dung de facto auch dann verhindern, wenn die Betroffenen sich um die Klärung ihrer Identität be-
mühen. Offen ist, wie die zuständigen Behörden in der Praxis den Begriff „zumutbare Maßnahmen 
zur Identitätsfeststellung“ auslegen werden. Insgesamt ist es zweifelhaft, ob durch die Neurege-
lung eine stärkere Rechtssicherheit geschaffen und die Rechtsauslegung tatsächlich bundesweit 
vereinheitlich wird. 

Die Ausbildungsduldung erlischt, wenn das Ausbildungsverhältnis abgebrochen wird. Allerdings 
wird in diesem Fall das Recht eingeräumt, sich in Deutschland für sechs Monate aufzuhalten, um 
einen neuen Ausbildungsplatz zu suchen. 

http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/082/1908286.pdf
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1.1.2 Bewertung 

Die alte „3+2“-Regelung wurde von den Betroffenen und den Arbeitgebern wegen der fehlenden 
Rechtssicherheit häufig kritisiert. Aus Sicht der Unternehmen habe vor allem die Regelung, dass 
die Zustimmung zur Aufnahme einer Ausbildung nicht erteilt werden kann, wenn Maßnahmen zur 
Aufenthaltsbeendigung bevorstehen, häufig dazu geführt, dass die Ausländerämter die Zustim-
mung zu bereits bestehenden Ausbildungsverträgen verweigert hätten. Das neue Recht reduziert 
die Ausschlussgründe für eine Ausbildungsduldung nicht, sondern erweitert sie: So können Gedul-
dete nur eine Ausbildung antreten, wenn sie bereits sechs Monate im Besitz einer Duldung sind. 
Hierdurch würde der Kreis der Antragsberechtigten erheblich beschränkt und die Integration 
wahrscheinlich verzögert. Zudem würde durch die Neuregelung hohe Rechtsunsicherheit bei ei-
nem Vertragsabschluss während der Asylverfahren geschaffen, weil ein Asylbescheid automatisch 
dazu führen würde, dass die Ausländerbehörden keine Zustimmung mehr erteilen können. Auch 
ist die Rechtsunsicherheit in der Sechsmonatsperiode zwischen Abschluss des Asylverfahrens und 
der Möglichkeit des Erhalts einer Ausbildungsduldung hoch. Schließlich ist zweifelhaft, ob die vor-
geschriebene Mitwirkungspflicht bei der Identitätsfeststellung die Rechtssicherheit und bundes-
einheitliche Anwendung der „3+2“-Regelung erhöht. Die Spezifizierung der konkreten Maßnah-
men zur Aufenthaltsbeendigung erhöht möglicherweise die Rechtssicherheit, dies muss sich aber 
erst in der Praxis erweisen. 

Insgesamt bleibt damit die Rechtsunsicherheit bei der grundsätzlich sinnvollen „3+2“-Regelung 
bestehen beziehungsweise wird durch die Mindestdauer der Duldung von sechs Monaten sogar 
noch erhöht. Die Ursache hat einen systematischen Charakter: Eine Duldung ist kein Aufenthalts-
titel, sondern es handelt sich um die Aussetzung einer Abschiebung. Damit bleibt die Rechtsunsi-
cherheit zwangsläufig erhalten. Sinnvoller wäre die Erteilung einer befristeten Aufenthaltserlaub-
nis, die an Bedingungen geknüpft ist. Das würde für die Arbeitgeber und die Personen, die diese 
Regelung in Anspruch nehmen, die notwendige Rechtssicherheit herstellen. 

Rechtssicherheit über den Aufenthaltsstatus hat einen zentralen Einfluss auf die Integrationschan-
cen. Sie beeinflusst die Erträge von Investitionen der Unternehmen in Ausbildung und Beschäfti-
gung sowie die Erträge von Humankapitalinvestitionen der Betroffenen selbst, etwa in deutsche 
Sprachkenntnisse. Dabei hängt die Investitionswahrscheinlichkeit von den zu erwartenden Erträ-
gen und deren Eintrittswahrscheinlichkeit ab: Je höher die Ungewissheit, desto höher müssen die 
Erträge der Investition sein, damit diese tatsächlich getätigt wird. Es ist deshalb davon auszuge-
hen, dass aufgrund der weiter bestehenden hohen Rechtsunsicherheit viele Investitionen in Aus-
bildung, Beschäftigung und Sprache gar nicht erst getätigt werden, sofern sie nicht auch in ande-
ren Ländern genutzt werden könnten. Damit würden die Integrationschancen der Betroffenen er-
heblich verschlechtert werden. Die vorliegende empirische Evidenz bestätigt, dass Personen mit 
ungewissem Aufenthaltsstatus weniger in Sprache, Bildung und Ausbildung investieren. So neh-
men Geduldete weniger an Integrationskursen und anderen Integrationsmaßnahmen teil als an-
erkannte Schutzberechtigte oder Personen mit einer Aufenthaltserlaubnis aus humanitären Grün-
den, wie Auswertungen auf Grundlage der IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten zeigen. 
Vor diesem Hintergrund ist dem Gesetzgeber zu empfehlen, Regelungen zu schaffen, die die not-
wendige Rechtssicherheit herstellen. 
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1.2 Beschäftigungsduldung  

1.2.1 Darstellung des Sachverhalts 

Der Gesetzentwurf führt den Tatbestand der „Beschäftigungsduldung“ ein (§ 60c AufenthG-E). Die 
Beschäftigungsduldung kann für eine Frist von 30 Monaten erteilt werden, wenn die folgenden Vo-
raussetzungen vorliegen: 

• Geduldete sind seit mindestens zwölf Monate in Besitz einer Duldung; 

• Sie gehen seit 18 Monaten einer sozialversicherungspflichtigen Erwerbstätigkeit mit mindes-
tens 35 Wochenstunden nach (20 Stunden für Alleinerziehende); 

• Sie konnten in den letzten zwölf Monaten ihren Lebensunterhalt vollständig selbständig be-
streiten; 

• Sie verfügen über hinreichende mündliche sowie schriftliche Deutschkenntnisse, wenn die 
Möglichkeit zum Besuch eines Integrationskurses bestand; 

• Sie haben einen Integrationskurs abgeschlossen, falls sie dazu verpflichtet waren; 

• Bei Kindern im schulpflichtigen Alter wird der tatsächliche Schulbesuch nachgewiesen. 

Ferner müssen – ähnlich wie bei der Ausbildungsduldung – alle zumutbaren Maßnahmen zur Iden-
titätsfeststellung ergriffen worden sein und es dürfen keine Ausschlussgründe wie das Bevorste-
hen konkreter Maßnahmen zur Abschiebung, ein Ausschluss von der Erwerbstätigkeit für Angehö-
rige sicherer Herkunftsstaaten und Ähnliches vorliegen. 

Die Beschäftigungsduldung erlischt, wenn die Voraussetzungen für die Erteilung nicht mehr vor-
liegen und das Beschäftigungsverhältnis endet. Bei einer kurzfristigen Unterbrechung, die der Ge-
duldete nicht zu vertreten hat, bleibt die Beschäftigungsduldung erhalten. 

1.2.2 Bewertung 

Die neue Regelung ist kein „Spurwechsel“, der gut integrierten Geduldeten den Weg in ein regulä-
res Aufenthaltsrecht ermöglicht. Zu unterscheiden sind bei der Bewertung drei Aspekte: die Min-
destdauer von zwölf Monaten bis zur Erteilung einer Beschäftigungsduldung, die Kriterien für die 
Beschäftigungsduldung und die Wirkungen der 30-monatigen Duldung.  

Die Mindestdauer von zwölf Monaten bis zum Erteilen der Beschäftigungsduldung führt zu einer 
hohen Rechtsunsicherheit für Arbeitgeber und Betroffene. In dieser Phase kann die Duldung jeder-
zeit entzogen werden, sodass eine Einstellung riskant ist und deswegen wahrscheinlich in vielen 
Fällen nicht zustande kommt. Da aber eine Mindestbeschäftigungsdauer Voraussetzung für eine 
Beschäftigungsduldung ist, kann dies paradoxerweise dazu führen, dass eine Beschäftigungsdul-
dung erst gar nicht erreicht wird. Insofern ist das Vorgehen inkonsistent. Sinnvoller wäre es, eine 
zunächst befristete Duldung bei Aufnahme eines Beschäftigungsverhältnisses zu erteilen, etwa für 
zwölf Monate. 

Die Kriterien für die Beschäftigungsduldung sind grundsätzlich sinnvoll und entsprechen dem, was 
von gut integrierten Personen zu erwarten ist. Man hätte auf die Auflage von 35 Wochenstunden 
(20 für Alleinerziehende) verzichten können, das Kriterium der sozialversicherungspflichtigen Be-
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schäftigung in Verbindung mit der selbständigen Sicherung des Lebensunterhalts erscheint aus-
reichend. Auch auf die Auflage des Integrationskurses hätte man verzichten können, sofern hinrei-
chende Sprachkenntnisse tatsächlich nachgewiesen sind.  

Die Inanspruchnahme der 30-monatigen Duldung dürfte gering ausfallen, weil sie weder für die 
Betroffenen noch für die Arbeitgeber eine längerfristige Rechtssicherheit herstellt. Zudem sind die 
zahlreichen Auflagen zwangsläufig mit Einschränkungen der Rechtssicherheit verbunden. 

Die grundlegende Alternative wäre ein tatsächlicher „Spurwechsel“, also das Erteilen einer befris-
teten Aufenthaltserlaubnis, deren Verlängerung an Auflagen gebunden ist. Damit würde die not-
wendige Rechtssicherheit für alle Seiten hergestellt und der Übergang in das reguläre Aufenthalts-
recht vollzogen. Auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssicherheit für die Integration in Aus-
bildung und Beschäftigung wurde bereits in dieser Stellungnahme unter Punkt 1.1.2 zur Ausbil-
dungsduldung verwiesen. 

Um vermeintliche „Pull-Effekte“ zu verhindern, hätte sich das Instrument der Stichtagsregelung 
angeboten, das heißt, man hätte diese Regelung nur für Personen eingeführt, die vor einem be-
stimmten Stichtag (zum Beispiel den 31.12.2017) nach Deutschland zugezogen sind. Das würde 
Anreize, das Asylsystem für die Erwerbszuwanderung zu nutzen, ausschließen oder zumindest 
sehr stark einschränken. Diese Lösung ist vielfach erprobt worden und wäre der jetzt gewählten 
Regelung aus ökonomischen und sozialpolitischen Überlegungen heraus klar überlegen. 

Die Zahl der Geduldeten, die für die „Beschäftigungsduldung“ oder einen „Spurwechsel“ in Frage 
kommen, dürfte insgesamt überschaubar sein. Zum 30.04.2019 hielten sich in Deutschland 
140.694 Geduldete im erwerbsfähigen Alter auf, von denen maximal 25 Prozent oder 35.000 Perso-
nen die Auflagen für die lebensunterhaltsichernde Erwerbstätigkeit erfüllen dürften. Gemeinsam 
mit den Familienangehörigen dürften rund 45.000 Personen in den Anwendungsbereich der Rege-
lung fallen. Auch diese moderaten Größenordnungen sprechen für einen tatsächlichen Spurwech-
sel in einen regulären Aufenthaltsstatus in Verbindung mit einer Stichtagsregelung.  

2 Anträge der Bundestagsfraktionen der 
FDP, Bündnis 90/DIE GRÜNEN und DIE LINKE  
Die Anträge der Bundestagsfraktionen machen teils weitergehende Vorschläge zur Neugestaltung 
des Asylrechts und der Steuerung der humanitären Migration, die in vielen Bereichen interessant 
und diskussionswürdig sind. Eine nähere Diskussion dieser Aspekte übersteigt allerdings den Rah-
men dieser Stellungnahme. Vor dem Hintergrund der Anhörung zum Duldungsgesetz konzentriert 
sich diese Stellungnahme deshalb auf die Vorschläge der Bundestagsfraktionen zur Frage von Dul-
dung bei Beschäftigung und Ausbildung.  
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2.1 Antrag der Fraktion der FDP 

Für einen konsequenten Ansatz in der Einwanderungspolitik – Eckpunkte eines umfassenden 
Einwanderungsgesetzbuches 

BT-Drucksache 19/9924 vom 07.05.2019 

2.1.1 Ziele und wesentliche Reformvorschläge  

In dem Vorschlag eines Einwanderungsgesetzbuchs nach dem Vorbild des Sozialgesetzbuchs soll 
das Einwanderungs- und Aufenthaltsrecht konsistent und systematisch gestaltet werden. In die-
sem Zusammenhang wird auf der einen Seite eine effektive Abschiebung von Menschen ohne Auf-
enthaltsrecht in Deutschland gefordert. Auf der anderen Seite werden Lösungen gefordert, um 
Flüchtlingen, gut integrierten Asylsuchenden und Geduldeten, die unter dem bisherigen Recht oft 
über Jahre in Deutschland gelebt und gearbeitet und sich eine Existenz aufgebaut haben und gut 
integriert sind, einen Weg in die Legalität zu eröffnen. Für diese Gruppe wird ein „Spurwechsel“ 
aus dem Asylverfahren oder einem vorübergehend zu gewährenden humanitären Schutzstatus in 
die Einwanderung in den Arbeitsmarkt vorgeschlagen, sofern keine Sozialleistungen bezogen wer-
den, deutsche Sprachkenntnisse vorhanden sind und keine Straftaten vorliegen.  

Für Auszubildende mit einer Duldung oder ausstehendem Asylbescheid soll die geltende „3+2-Re-
gelung“ zur Arbeitsmarktintegration durch bundeseinheitliche Anwendung gestärkt werden. Eine 
Abschiebung in dieser Zeit soll (nur) bei sicherheitspolitischen Erfordernissen z. B. bei rechtskräf-
tig verurteilten Straftätern möglich sein.  

2.1.2 Bewertung 

Der Antrag der Fraktion der FDP fordert damit im Vergleich zum Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung für Auszubildende eine höhere Rechtssicherheit, er sieht auch keine Mindestdauer der Dul-
dung bis zur Aufnahme einer Beschäftigung vor. Damit würde die Integration von Geduldeten und 
Asylbewerbern in Ausbildung erleichtert. Im Vergleich zum Entwurf der Bundesregierung wird 
auch ein Spurwechsel, also ein an Auflagen wie Sprachkenntnisse und Bestreiten des Lebensun-
terhalts aus eigenen Mitteln gebundener Aufenthaltstitel für in Beschäftigung befindliche Gedul-
dete und gut integrierte Asylsuchende gefordert. Damit würde die notwendige Rechtssicherheit 
für Arbeitgeber und für Geduldete hergestellt. Allerdings werden keine Aussagen zur näheren Aus-
gestaltung gemacht.  

2.2 Antrag der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN 

Bleiberecht für Geflüchtete gestalten, Aufenthaltsrechte stärken, Rechtssicherheit schaffen, 
Spurwechsel ermöglichen 

BT-Drucksache 19/6541 vom 14.12.2018 

2.2.1 Ziele und wesentliche Reformvorschläge 

Der Antrag der Fraktion von Bündnis 90/DIE GRÜNEN hebt hervor, dass in Deutschland ein erheb-
licher Anteil von Personen lebt, die sich gut in den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt integriert haben, 
aber deren Asylanträge abgelehnt wurden. Dieser Befund wird durch die vorliegende Datenlage 

http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/099/1909924.pdf
http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/065/1906541.pdf
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bestätigt: Tatsächlich sind die Beschäftigungsanteile unter den Geduldeten sogar leicht höher als 
unter Personengruppen, deren Asylanträge anerkannt wurden.1 Auf Grundlage dieser Einschät-
zung kritisiert der Antrag die bestehende Rechtslage, weil sie zu Kettenduldungen und einer lang-
anhaltenden Unsicherheit über den Aufenthaltsstatus mit negativen Wirkungen auf die Betroffe-
nen und Arbeitgeber führe.  

Als Alternative werden in dem Antrag folgende Forderungen erhoben: 

• die Hürden für die stichtagsunabhängigen Bleiberechtsregelungen im Aufenthaltsgesetz für 
langjährig Geduldete nach §§ 25a, 25b AufentG sollen abgesenkt werden, und zwar auf drei 
Jahre für Jugendliche und Erwachsene mit minderjährigen Kindern sowie auf fünf Jahre für 
Erwachsene; 

• für alle potenziellen Auszubildenden, Studierenden und bereits im Arbeitsmarkt integrierten 
Asylsuchenden soll der Wechsel in einen Aufenthaltstitel zum Zweck der Ausbildung, des Stu-
diums oder der Erwerbstätigkeit ermöglicht werden („Spur- und Statuswechsel“). Hierfür soll 
§ 10 AufenthG abgeschafft und die Aufenthaltstitel zum Zweck der Ausbildung (§ 16 ff und 
§ 17 ff) sowie die zum Zweck der Erwerbstätigkeit (§ 18 ff) geöffnet werden. 

Darüber hinaus sollen bürokratische Hemmnisse bei Maßnahmen der Aufenthaltsverfestigung be-
seitigt und der Rechtssicherheit Priorität eingeräumt werden. 

2.2.2 Bewertung 

Die Absenkung der Fristen bei langjährigen Geduldeten erscheint sinnvoll, weil eine Abschiebung 
nach Ablauf dieser Fristen ohnehin sehr unwahrscheinlich ist. Bei einer Güterabwägung dürften 
deshalb die Vorteile der Integration durch das Herstellen von Rechtssicherheit die Nachteile einer 
Durchsetzung von Abschiebegründen deutlich überwiegen. Die zweite Forderung der Öffnung ei-
ner Möglichkeit des Spurwechsels zugunsten von Aufenthaltstiteln zu Bildungs-, Ausbildungs- und 
Erwerbszwecken ist zwar vor dem Hintergrund o. g. Argumente für das Herstellen von Rechtssi-
cherheit grundsätzlich sinnvoll, allerdings werden hier keine Aussagen zur näheren Ausgestaltung 
gemacht. Insofern können die Folgen der vorgeschlagenen Regelungen hier nicht bewertet wer-
den. Wie oben aufgeführt, könnte eine solche Regelung in Verbindung mit einer Stichtagsregelung 
mögliche Pull-Effekte vermeiden. 

2.3 Anträge der Fraktion DIE LINKE 

Für eine offene, menschenrechtsbasierte und solidarische Einwanderungspolitik  

BT-Drucksache 19/9052 v. 04.04.2019 

Fachkräfteeinwanderungsgesetz – Gute Arbeit garantieren und Vollbeschäftigung erreichen 

BT-Drucksache 19/9855 vom 03.05.2019 

2.3.1 Ziele und alternative Reformvorschläge 

Die Fraktion DIE LINKE lehnt die in dem Gesetzentwurf der Bundesregierung vorgeschlagene Be-
schäftigungs- und Ausbildungsduldung ab und fordert einen „Spurwechsel“, der einen sicheren 

                                                                    
1 Eigene Auswertungen der IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten, 2. Welle. 

http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/090/1909052.pdf
http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/098/1909855.pdf
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Aufenthaltstitel ermöglicht. Kritisiert werden die Mindestduldungsfristen bis zur Aufnahme eines 
Ausbildungs- oder Beschäftigungsverhältnisses und die hohen Anforderungen bis zur Erteilung der 
Duldung. Gefordert wird stattdessen die schnelle und unkomplizierte Erteilung einer Aufenthalts-
erlaubnis.  

2.3.2 Bewertung 

Die Alternative für den „Spurwechsel“, insbesondere die Kriterien für einen solchen Spurwechsel, 
werden in den Anträgen nicht näher ausgeführt, auch werden die möglichen Anreizwirkungen 
nicht diskutiert. Weil die Ausgestaltung weitgehend unklar bleibt, können die Folgen des Vor-
schlags schwer abgeschätzt werden. 
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